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Vorwort zur
deutschen Ausgabe

Dieses Buch handelt nicht vom Dritten Reich, dieser
dunklen Ära in der deutschen Vergangenheit, die auf-
grund ihrer entscheidenden Bedeutung für die Weltge-
schichte dem deutschen wie dem internationalen Publi-
kum überaus vertraut ist. Vielmehr geht dieses Buch
der Frage nach, wie die westlichen Demokratien auf
die Bedrohung durch das nationalsozialistische Deutsch-
land reagierten und wie sie, obwohl alle Fakten dagegen
sprachen, weiterhin glauben konnten, dass Adolf Hitler
ein Mann war, mit dem sie «von Politiker zu Politiker»
nach den üblichen Regeln zusammenarbeiten könnten.

Die britische Reaktion auf Hitlers Machtübernahme äh-
nelte in vielerlei Hinsicht der eines beträchtlichen Teils
der deutschen Bevölkerung. In der Überzeugung, dass
der Versailler Vertrag übermäßig harte Strafen ver-
hängt hatte – eine Einschätzung, die von deutschen Po-
litikern in den 1920er Jahren pausenlos propagiert wor-
den war – , gab es praktisch einen Konsens darüber, dass
Deutschland eine Reihe von «legitimen» Ansprüchen zu
Missständen vorbrachte, die behoben werden sollten.
Darüber hinaus zeigten sich die kapitalistischen Gesell-
schaften der westlichen Welt zunächst erfreut darüber,
dass sich nun mit NS-Deutschland eine verlässliche an-
tikommunistische Barriere in der Mitte Europas aufzu-
tun schien. Außerdem war die Vorstellung eines wei-
teren gesamteuropäischen Krieges, nur 20 Jahre nach
dem «Krieg zur Beendigung aller Kriege», zu schreck-
lich, als dass die meisten überhaupt darüber nachden-
ken mochten. In diesem Sinne wollten die britischen Ap-
peasement-Politiker Hitler glauben. Sie wollten glauben,
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dass in Mein Kampf lediglich die morbiden Tiraden eines
jungen Hitzkopfs zu lesen waren, dass der neue deutsche
Führer, wie er behauptete, ein Mann des Friedens war
und dass seine Forderung nach der Übergabe des zur
Tschechoslowakei gehörenden Sudetenlandes nun wirk-
lich die «letzte» dieser Art sein würde.

Es gab jedoch eine Reihe unangenehmer und zu-
nehmend schwer zu ignorierender Fakten, die diesen
Wunschvorstellungen zuwiderliefen: Wenn Mein Kampf
tatsächlich längst überholt war, warum musste die deut-
sche Jugend das Buch dann lesen? Wozu sollte die massi-
ve, illegale Aufrüstung Deutschlands dienen? Und hatte
Hitler nicht bereits vor der Tschechoslowakei eine Rei-
he anderer angeblich «letzter» Forderungen gestellt, die
mit der Androhung von Gewalt einhergingen? Hier tat
sich ein Widerspruch auf zwischen den Antworten auf
diese (und viele weitere) Fragen und einer Geisteshal-
tung der politischen Klasse, die sich aus der Kombinati-
on von ideologischen Vorannahmen und Wunschdenken
– eben vor allem aus Antikommunismus und Friedens-
sehnsucht – ergab. Dieses Dilemma, mit dem die demo-
kratischen Politiker während der gesamten Dekade der
1930er Jahre gerungen haben, suche ich auf den folgen-
den Seiten zu erkunden und zu erklären.

Dieses Buch will dabei die historische Genese der ent-
scheidenden Ereignisse in den Blick nehmen: Basierend
auf einer Vielzahl von Archivrecherchen ist es als chro-
nologische Erzählung aufgebaut, um sich vor den Vor-
urteilen der Rückschau zu schützen und zu versuchen,
dem Leser die Geschehnisse, Krisen und Notlagen des
Jahrzehnts so zu vermitteln, wie sie sich den Zeitge-
nossen dargestellt haben. Ich bin mir jedoch der Tatsa-
che bewusst, dass sich seit Beginn meiner Recherchen
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zu diesem Buch im Sommer 2015 das aktuelle Weltge-
schehen in Teilen so entwickelt hat, dass sich manche
zu der Frage veranlasst sehen, ob wir Gefahr laufen,
die Fehler der 1930er Jahre zu wiederholen. Auch wenn
ich glaube, dass die Welt sich in einem weitaus besse-
ren Zustand befindet als in jenem katastrophalen Jahr-
zehnt, ist doch schwer zu ignorieren, dass die Geschich-
te der 1930er Jahre in den heutigen Entwicklungen an-
zuklingen scheint. Ein Wiederaufleben von Nationalis-
mus und Isolationismus, Angriffe auf die liberalen Wer-
te, einschließlich der Freiheit und Pluralität der Medi-
en, die Zerschlagung und Verunglimpfung multinationa-
ler Institutionen, die Politik der geschürten Unzufrieden-
heit, der Verschwörungstheorien und der Spaltung, der
Niedergang der «Wahrheit» – das sind die Themen, die
in den 1930er Jahren in die moralische Verkommenheit,
in die Diktatur und die Zerstörung führten. Und das sind
die Themen, die in den letzten fünf Jahren unverkenn-
bar einen neuerlichen Aufschwung erlebt haben. Ihnen
zu begegnen ist in erster Linie Aufgabe der Politik. Doch
auch wenn sich in der Weltgeschichte allzu oft zeigt,
dass wir Menschen aus der Historie nichts lernen, kön-
nen wir dennoch nur mit Hilfe eines tieferen Verständ-
nisses der Vergangenheit versuchen, eine Wiederholung
zu vermeiden. Das jedenfalls ist die fortwährende Hoff-
nung der Historiker, mich eingeschlossen.

Tim Bouverie, London im Oktober 2020
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Vorbemerkung
«Nie wieder Krieg!»

Was konnte angesichts des Ersten Weltkriegs verständ-
licher sein als der Wunsch, einen zweiten Weltkrieg zu
verhindern? Es verwundert daher kaum, dass es sich
bei diesem Wunsch seinerzeit um ein weltumspannendes
Phänomen handelte. Mehr als 16,5 Millionen Menschen
waren während des Ersten Weltkriegs getötet worden.
In Großbritannien beklagte man 723 000 Todesfälle, das
Britische Empire zählte weitere 230 000 Verluste, für
Frankreich beziffert man die Zahl auf 1,7 Millionen, für
Russland auf 1,8 Millionen, für Deutschland auf über 2 
Millionen. Allein am ersten Tag der Schlacht an der Som-
me verloren 20 000 britische Soldaten ihr Leben. Bis
heute werden im Beinhaus von Douaumont die Gebei-
ne von rund 130 000 französischen und deutschen Sol-
daten aufbewahrt, die sterblichen Überreste von ledig-
lich einem Sechstel der Gefallenen der 302 Tage dauern-
den Schlacht um Verdun. Unter den Überlebenden des
Ersten Weltkriegs fand sich kaum jemand, der nicht zu-
mindest seelische Narben davontrug, weil Vater, Ehe-
mann, Sohn, Bruder, Cousin, Verlobter oder Freund ge-
tötet oder versehrt worden war. Als alles vorbei war, fei-
erten noch nicht einmal die Gewinner das Ende als ei-
nen ruhmreichen Sieg. Dementsprechend war es auch
kein Arc de Triomphe, der am 19. Juni 1919 als Ehren-
mal von Whitehall in London enthüllt wurde, sondern ein
Kenotaph, ein Symbol des Verlusts. Jedes Jahr am Tag
des Waffenstillstands beteiligten sich Tausende Briten
am stillen Trauerdefilee entlang dieses Kenotaphs, wäh-
rend auf der gesamten Insel in Schulen und Gemeinden,
genau wie auf dem europäischen Festland auch, in Ge-
denkveranstaltungen an Freunde und Kollegen erinnert
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wurde. Die Losung dieser Zusammenkünfte hieß dabei
über Jahre hinweg so konsequent wie entschieden: «Nie
wieder Krieg!»

Dennoch kam es zu einem weiteren militärischen
Konflikt. Trotz aller guten Absichten und Anstrengun-
gen, die auf Beschwichtigung wie Abschreckung gezielt
hatten, fanden sich Briten und Franzosen keine 21 Jahre
nach dem Krieg, der alle Kriege hatte beenden sollen, in
einem neuen Krieg wieder – mit demselben Kriegsgeg-
ner. Dieses Buch will zu einem besseren Verständnis der
Entwicklungen, die zu diesem Ergebnis führten, einen
Beitrag leisten.

Die Debatte über die Appeasement-Politik – den Ver-
such vonseiten Großbritanniens und Frankreichs, einen
Krieg zu verhindern, indem man den diversen deutschen
und italienischen Lamenti während der 1930er Jahre
mit «maßvollen» Zugeständnissen zu begegnen versuch-
te – ist dabei als ausgesprochen langlebig und kontro-
vers zu charakterisieren. Während die einen in der Ap-
peasement-Politik die «moralische wie objektive Kata-
strophe» sehen, die für den Konflikt mit den historisch
höchsten Zahlen an Todesopfern verantwortlich ist, wur-
de sie von anderen als «eine noble Idee, die auf «christ-
lichen Werten, Mut und gesundem Menschenverstand
basiert»,1 beschrieben. Zwischen diesen beiden Extre-
men lassen sich Hunderte von nuancierten Positionen
finden, die sich in zahlreiche Unterargumente ausdiffe-
renzieren und allerhand historische Kontroversen bedin-
gen. Geschichte ist selten eindeutig, trotzdem werden
von Politikern und Experten insbesondere in Großbri-
tannien und den USA immer wieder gern die sogenann-
ten Lehren aus der Geschichte bemüht, wenn es darum
geht, Interventionen im Ausland zu legitimieren – in Ko-
rea, in der Golfregion, auf Kuba, in Vietnam, auf den
Falklandinseln, im Kosovo und (bereits zweimal) im Irak.
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Gleichzeitig wird im Gegenzug jeder Versuch, eine Ei-
nigung mit einem früheren Gegenspieler zu finden, un-
weigerlich mit dem berüchtigten Münchner Abkommen
von 1938 verglichen. Als ich mit der intensiveren For-
schungsarbeit für dieses Buch im Frühjahr 2016 begann,
hatten konservative Kreise in den USA in einer Kampa-
gne gerade das Schreckgespenst von Neville Chamber-
lain gegen Präsident Obamas Atomabkommen mit dem
Iran in Stellung gebracht. Inzwischen zirkuliert das Kon-
zept des Appeasements in gänzlich anderen Zusammen-
hängen: etwa dort, wo der Westen nach einer Antwort
auf die schwierige Frage sucht, wie mit der russischen
Politik des Revanchismus und der Aggression umzuge-
hen sei. Es scheint daher an der Zeit und ein berechtig-
tes Anliegen zu sein, in einer Neuerörterung des Appeas-
ements herauszuarbeiten, wie diese Politik im Original
konzipiert und umgesetzt wurde.

Selbstverständlich gibt es bereits ein beträchtliches
Arsenal an Sekundärliteratur zu diesem Thema – auch
wenn Anzahl und Aktualität der Veröffentlichungen oft
überschätzt werden. Tatsächlich verhält es sich so, dass
sich Publikationen über den Zweiten Weltkrieg in den
letzten 20 Jahren zwar geradezu vervielfacht haben, die
Vorgeschichte und die Ursachen dieser Katastrophe
aber eher vernachlässigt wurden. Außerdem stellt man
fest, dass es zwar viele exzellente Veröffentlichungen
zur Appeasement-Politik gibt, die meisten sich jedoch
entweder auf ein bestimmtes Ereignis, etwa das Münch-
ner Abkommen, oder eine bestimmte Person, hier ins-
besondere Neville Chamberlain, fokussieren. Im Gegen-
satz dazu geht es mir darum, mit diesem Beitrag den ge-
samten historischen Zeitabschnitt zwischen Hitlers Er-
nennung zum Reichskanzler und der Beendigung des
Sitzkriegs, auch Drôle de Guerre genannt, in den Blick
zu nehmen und zu zeigen, wie sich das politische Kon-
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zept «Appeasement» entwickelt hat und wie sich die
politischen Haltungen dazu mit der Zeit geändert ha-
ben. Außerdem war es mir wichtig, den Forschungsfokus
breiter auszurichten und ein weiter gestreutes Perso-
nenfeld zu erfassen als lediglich die Hauptakteure. Der
Wunsch, einen Krieg zu vermeiden, auch wenn man da-
für einen Modus Vivendi mit den diktatorisch regierten
Staaten Deutschland und Italien finden musste, wurde
weit über die Grenzen der Regierung hinaus geteilt. Ich
habe deswegen das Handeln von einigen weniger be-
kannten Personen, insbesondere das der sogenannten
Amateurdiplomaten, in meine Forschungen mit einbezo-
gen  – wobei Chamberlain, Halifax, Churchill, Daladier
und Roosevelt selbstverständlich auch in dieser Darstel-
lung in ihrer zentralen Rolle für die Geschichte gewür-
digt werden. Prinzipiell habe ich mich dafür entschie-
den, die Form einer narrativen Darstellung zu wählen,
die die Unwägbarkeiten, die unmittelbare Dramatik und
die Dilemmata der untersuchten Zeit erfasst. Der Le-
ser wird so auf der Basis einer Auswertung von Tage-
büchern, Briefen, Zeitungsartikeln und diplomatischer
Korrespondenz entlang einer sich erzählend entfalten-
den Chronologie – zu der Analyse und Einordnung des
Geschehenen durchweg ihren Beitrag liefern  – durch
diese turbulenten Jahre geleitet. Um dies zu leisten, ha-
be ich mehr als 40 Sammlungen privater Unterlagen und
Korrespondenzen ausgewertet und dabei unveröffent-
lichtes Material entdecken können, das ich in den Text
habe einfließen lassen, wann immer das möglich war,
ohne den Erzählfluss zu beeinträchtigen. Im Text selber
habe ich diese Funde nicht gesondert hervorgehoben,
aber jeweils den unveröffentlichten Quellen den Vorzug
vor bereits veröffentlichtem Material gegeben und zahl-
reich und ausführlich aus diesen Dokumenten zitiert.
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Eine Veröffentlichung zu internationalen Beziehun-
gen thematisiert ihren Gegenstand selbstverständlich
aus internationaler Perspektive. Nichtsdestoweniger ist
dies ein Buch über Politik, Gesellschaft und Diploma-
tie in Großbritannien. Denn auch wenn es heute in Ver-
gessenheit geraten sein mag: In den 1930er Jahren war
Großbritannien nominell noch immer das mächtigste
Land der Welt – stolzer Dreh- und Angelpunkt eines Em-
pires, dessen Fläche ein Viertel des Erdballs ausmachte.
Es war nicht zu übersehen, dass Amerika die kommende
Großmacht sein würde, aber die USA hatten sich infol-
ge des Ersten Weltkriegs auf eine Position des Isolatio-
nismus zurückgezogen. Und Frankreich, das als einzige
andere Nation in der Lage gewesen wäre, die deutschen
Ambitionen zu beschränken, hatte sich entschieden, in
Bezug auf diplomatische wie militärische Initiativen den
Briten die Führungsrolle zu überlassen. Obwohl die Bri-
ten es vorgezogen hätten, nicht zu intensiv in die proble-
matische Situation auf dem Kontinent involviert zu wer-
den, fanden sie sich daher in einer gänzlich anderen Rol-
le wieder: als die eine politische Kraft, die sowohl fak-
tisch als auch in der Wahrnehmung der Welt über die
diplomatische Kompetenz, die moralische Autorität und
die militärische Erfahrung verfügte, um Hitlers Streben
nach der Vorherrschaft in Europa etwas entgegenzuset-
zen.

Die in Frage stehenden Entscheidungen, die nicht nur
die Entwicklung Großbritanniens, sondern die Geschich-
te der ganzen Welt beeinflussen sollten, wurden dort von
einer bemerkenswert übersichtlichen Anzahl von Perso-
nen getroffen. Die folgenden Ausführungen könnten zu-
nächst den Eindruck erwecken, sie seien im Geist der
ultimativen Ehrenrettung einer historischen Perspekti-
ve der «Geschichte großer Männer» geschrieben. Diese
Männer (und es waren tatsächlich nahezu ausschließlich
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Männer) handelten jedoch keineswegs in einem gesell-
schaftlichen Vakuum. Großbritanniens politische Füh-
rungsmannschaft war sich ihres Handlungsspielraums
ob der realen Rahmenbedingungen wie der vermeint-
lichen Zwänge in politischer, finanzieller, militärischer
und diplomatischer Hinsicht äußerst bewusst. Und sie
hatten die öffentliche Meinung bei allen ihren Überle-
gungen mit im Blick, auch wenn es sich dabei, in einer
Ära, in der Meinungsumfragen noch in den Kinderschu-
hen steckten, noch um ein recht amorphes Gebilde han-
delte. Ignorieren konnte man die öffentliche Meinung je-
denfalls nicht; ganz im Gegenteil wurde sie – so wie sie
sich in Leserbriefen an die Medien oder direkter noch in
Briefen an und Gesprächen mit den parlamentarischen
Vertretern darstellte – von der britischen politischen Eli-
te überaus ernst genommen. Bis weit in die 1930er Jah-
re hinein waren sich die demokratisch gewählten bri-
tischen wie französischen Führungspersönlichkeiten si-
cher, dass die Bevölkerung weder in Großbritannien
noch in Frankreich eine Politik unterstützen würde, die
einen neuen Krieg riskierte, und handelte entsprechend.
Was aber würde geschehen, wenn ein Krieg unvermeid-
lich würde? Was, wenn Hitlers Machthunger sich als un-
ersättlich erweisen würde? Und wenn das Bedürfnis, ei-
nen Krieg zu vermeiden, diesen nur umso wahrscheinli-
cher werden ließ?
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Prolog
Der Sturm bricht los

Am Abend des 1. September 1939, einem Freitag, begab
sich der ehemalige Marineminister Alfred Duff Cooper
mit seiner Frau in das Restaurant des Savoy Hotel in
London. Wie üblich zu solch einem Anlass im Smoking
gekleidet, wollte Cooper dort drei andere Konservative
treffen. Ein Tag voller Sonnenschein war in einen ange-
nehm warmen Abend übergegangen, und in den pracht-
vollen Art-déco-Räumlichkeiten des berühmten Restau-
rants deutete nichts auf eine Krise hin. Als Letzte ankom-
mend, standen die Coopers dort jedoch plötzlich im Dun-
keln – Resultat einer eilig erlassenen Verdunklungsmaß-
nahme. Nirgends war ein Taxi zu bekommen, und das
Paar begann sich Sorgen zu machen, wie es nach Hau-
se gelangen sollte, als Hugh Grosvenor, 2. Duke of West-
minster, Spitzname ‹Bendor›, in seinem Rolls-Royce ne-
ben ihnen hielt und anbot, sie mitzunehmen. Erleichtert
willigten die Coopers ein, bereuten aber sofort, in den
Wagen gestiegen zu sein, als der Duke unverzüglich eine
Hetztirade gegen Juden anstimmte, die seiner Meinung
nach schuld am kommenden Krieg seien. Eingedenk der
Tatsache, dass er und seine Frau sich als Gäste im Wa-
gen des Dukes befanden, bemühte sich Cooper, sein be-
kanntermaßen stürmisches Temperament zu zügeln und
dazu nichts zu sagen. Als sich der Duke jedoch hocher-
freut zeigte, dass man Deutschland noch nicht den Krieg
erklärt habe, und das damit begründete, Großbritanni-
en und Hitler-Deutschland seien doch eigentlich «beste
Freunde», konnte Cooper nicht mehr an sich halten. Er
explodierte und ließ es sich nicht nehmen, «Seiner Gna-
den» ins Gesicht zu sagen, er hoffe, Hitler werde bald
herausfinden, dass es sich bei Großbritannien um seinen
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unbarmherzigsten und unerbittlichsten Feind handele,
woraufhin die Coopers, da man gerade am Verkehrskno-
tenpunkt Victoria entlangfuhr, schleunigst ausstiegen.
Am nächsten Tag konnte sich Cooper nur amüsieren, als
ihm zugetragen wurde, der Duke of Westminster mache
überall mit einer Einschätzung von sich reden: Sollte
Großbritannien doch wieder Krieg führen, seien daran
«die Juden und Duff Cooper» schuld.2

Zwölf Stunden zuvor hatten 1,5 Millionen deutsche
Soldaten von Norden, Süden und Westen und mit Unter-
stützung von 2000 Flugzeugen und mehr als 2500 Pan-
zern Polen angegriffen. Die Bomber der Luftwaffe wa-
ren inzwischen dabei, polnische Flugplätze und Städte
zu zerstören, während die deutschen Panzerdivisionen
mit einem temporeichen Vorstoß bereits tief in polni-
sches Staatsgebiet vorgedrungen waren. In London wa-
ren sich Öffentlichkeit wie Politik sicher, dass man sich
an der unmittelbaren Schwelle zum Kriegseintritt be-
fand. Schließlich hatte sich Großbritannien nur sechs
Tage zuvor in einer Übereinkunft mit Polen dazu ver-
pflichtet, dem Land unverzüglich zu Hilfe zu kommen,
sollte es angegriffen werden. «Wir sitzen nun im selben
Boot», hatte Schatzkanzler Sir John Simon dem polni-
schen Botschafter noch an diesem Morgen versichert
und weiterhin gegenüber dem Grafen Raczyński beteu-
ert: «Ein Versprechen, das England seinen Freunden ge-
geben hat, wird es niemals brechen.»3

Ebenfalls noch am selben Tag erntete Premierminis-
ter Neville Chamberlain im Unterhaus zustimmende Ru-
fe, als er seine Faust auf das Rednerpult schlug und er-
klärte: «Die Verantwortung für diese schreckliche Ka-
tastrophe liegt einzig und allein bei einem Mann: dem
deutschen Kanzler. Ohne zu zögern, hat er die ganze
Welt ins Unglück gestürzt, nur um seine unsinnigen Am-
bitionen zu befriedigen.» Doch während er Chamberlain
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noch reden hörte, konnte der konservative Parlaments-
abgeordnete Edward Louis Spears nicht umhin, daran
zu denken, wie der Premier sich nur ein Jahr zuvor ge-
rühmt hatte, mit dem Münchner Abkommen «den Frie-
den für unsere Zeit» gesichert zu haben. Nichtsdestowe-
niger wirkte Chamberlain nun entschlossen, ja gerade-
zu kampflustig. Das Kabinett hatte am Morgen bereits
die generelle Mobilmachung beschlossen, und der briti-
sche Botschafter in Berlin hatte dem deutschen Außen-
minister eine Mitteilung überbracht: Wenn die deutsche
Regierung nicht bereit sei, die feindlichen Handlungen
einzustellen und ihre Truppen abzuziehen, dann werde
«die Regierung Seiner Majestät ohne Zögern ihre Ver-
pflichtungen gegenüber Polen erfüllen».4 Unübersehbar
hatte die britische Regierung es jedoch versäumt, dieses
Quasi-Ultimatum mit einer Frist zu versehen.

Am nächsten Tag, Samstag, dem 2. September, wan-
delte sich die sommerliche Wärme in drückende Schwü-
le. Während die Parlamentarier, die es nicht gewohnt
waren, über das Wochenende in der Stadt bleiben zu
müssen, noch nach Zerstreuung suchten, marschierten
dunkle Wolken am Horizont auf, unzweifelhaft braute
sich dort ein Sturm zusammen. Indessen schritten die
Vorbereitungen auf die Bombenangriffe voran, die man
erwartete, sobald Großbritannien eine Kriegserklärung
verlautbaren würde: Nachdem bereits am Tag zuvor die
Kinder aufs Land evakuiert worden waren, folgten nun
die Frauen; man brachte die Alten Meister aus der Natio-
nalgalerie in Sicherheit und türmte Sandsäcke vor den
Regierungsgebäuden auf, während über allem eine Ar-
mada von Sperrballonen den Himmel bevölkerte. In ei-
ner vergeblichen Geste, die auf illusorischen Hoffnun-
gen aufbaute, sandte der Duke of Windsor, der vorma-
lige König Edward VIII., ein Telegramm an Hitler und
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drängte ihn, «alles in seinen Kräften Stehende für den
Frieden zu tun».5

Am Nachmittag bildeten sich im gesamten Bezirk
Whitehall Menschenansammlungen, die beobachteten,
wie die Minister des Kabinetts in Downing Street anka-
men und die Abgeordneten in Richtung Parlamentsge-
bäude hasteten. Die Stimmung, so notierte es Konterad-
miral Tufton Beamish, konservativer Abgeordneter und
Repräsentant des Wahlkreises Lewes, war eine völlig an-
dere als bei der britischen Kriegserklärung zu Beginn
des Ersten Weltkriegs 25 Jahre zuvor. «Damals war Whi-
tehall erfüllt vom begeisterten Jubel der Massen, nie-
mand dachte an die Millionen von Menschen, die getötet
werden würden, an die Kriegsdienstverpflichtungen, die
Trauer, die erbärmlichen, chaotischen Zustände … Dies-
mal sehe ich bedrückte Mienen, desillusionierte Blicke
und grimmige Entschlossenheit.»6

Den Abgeordneten im Parlament fiel es deutlich
schwerer, Ruhe zu bewahren. Mit Befremden hatten sie
konstatiert, dass es Chamberlains Erklärung vom Vor-
abend an Präzision fehlte, und versammelten sich nun
um 14 : 45 Uhr in der Erwartung im Unterhaus, dass au-
genblicklich bekanntgegeben werde, Großbritannien be-
fände sich im Krieg. Stattdessen erhob sich Sir John Si-
mon und erklärte, der Premierminister sei aufgehalten
worden und würde später am Abend eine Erklärung ab-
geben. Besorgniserregende Gerüchte begannen zu kur-
sieren: Der italienische Diktator Benito Mussolini ha-
be eine internationale Konferenz vorgeschlagen und das
Kabinett erwäge, an der Zusammenkunft teilzunehmen;
die Labour Party hätte sich geweigert, einer Koalition
beizutreten; die Franzosen seien dabei umzufallen.

Um die Zeit zu überbrücken und die blankliegenden
Nerven zu beruhigen, begaben sich viele Abgeordnete in
den Rauchersalon des Unterhauses. «Die Menge an Al-
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kohol, die getrunken wurde, war unglaublich!», berich-
tete der ehemalige Kabinettsstaatssekretär Lord Han-
key.7 «Ein immenses Stimmengewirr» war einem Abge-
ordneten der Konservativen vor allem in Erinnerung ge-
blieben und dass «jeder eine nagende Besorgnis ver-
spürte, was unsere Garantie gegenüber Polen betraf».8
«Wir fürchteten, die Ehre Großbritanniens könnte sich
vor unseren Augen in Luft auflösen», hielt ein ande-
rer Augenzeuge fest.9 Schließlich hörte man es zum Sit-
zungsbeginn klingeln und die Abgeordneten, die «sich
inzwischen Mut angetrunken hatten», drängten sich in
der Erwartung, die ausstehende Kriegserklärung zu hö-
ren, wieder in den Plenarsaal.10 Die Atmosphäre war ver-
gleichbar mit der «eines Gerichtssaals, der auf das Ur-
teil der Jury wartet».11

Um 19 : 42 Uhr betrat Chamberlain, von seinen An-
hängern angefeuert, den Saal. Keine zwei Minuten spä-
ter stand er am Platz, bereit, seine Rede zu beginnen.
Die Abgeordneten beugten sich erwartungsvoll vor. «Al-
le warteten wir gespannt darauf, dass jetzt die Ankündi-
gung folgen würde, dass der Krieg erklärt worden war»,
schrieb Louis Spears.12 Aber das geschah nicht. Der Pre-
mier klang erschöpft, als er über die jüngsten Gesprä-
che der Regierung mit Deutschland sprach, dann bestä-
tigte er die Gerüchte über einen italienischen Vorschlag
für eine Fünf-Mächte-Konferenz zur Lösung des deutsch-
polnischen Konflikts. Natürlich sei es unmöglich, dies in
Betracht zu ziehen, so erklärte er, während sich Polen
«einer Invasion ausgesetzt» sah. Wenn die deutsche Re-
gierung jedoch bereit wäre «zuzustimmen, ihre Streit-
kräfte zurückzuziehen, dann wäre die Regierung Sei-
ner Majestät bereit, die Situation als die gleiche zu be-
trachten, wie sie sich vor dem Überschreiten der polni-
schen Grenze durch die deutschen Streitkräfte darge-
stellt hat». Die britische Regierung sei sogar bereit, sich
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selbst an den anschließenden Verhandlungen zu beteili-
gen.13

Die Mitglieder der Kammer waren entsetzt. Die Polen
erlebten seit über 36 Stunden die schrecklichsten Bom-
bardements, und die britische Regierung spielte noch
immer auf Zeit. Schlimmer noch, viele Abgeordnete ka-
men zu dem Schluss, dass der Premierminister sich aktiv
um einen schäbigen Kompromiss – ein zweites Münch-
ner Abkommen – bemühte. «Die Abgeordneten saßen da,
als ob sie zu Stein verwandelt worden wären», erinner-
te sich Spears. Der Schock war so groß, dass für einen
Moment nicht mehr zu hören war als das Knarren ei-
nes Stuhls – der Premierminister, der sich setzte.14 Nicht
ein einziges «Hört, Hört!» hatte es zum Abschluss von
Chamberlains Erklärung gegeben.

Als der amtierende Labour-Vorsitzende Arthur Green-
wood aufstand, um zu antworten, brach im Saal die Hölle
los. Die Abgeordneten auf seiner Seite jubelten ihm zu,
wie es zu erwarten war, außergewöhnlich war allerdings
der tosende Zuspruch, der von der konservativen Seite
des Hauses kam. «Sprich für England», rief der ehema-
lige Kolonialminister Leo Amery.15 Erstaunt schwankte
Greenwood fast, stellte sich jedoch der Situation und
erklärte, dass «jede Minute an Verzögerung» bedeute,
«unsere nationalen Interessen zu gefährden, die Grund-
lagen unserer nationalen Ehre». Es möge gute Gründe
für das Zögern des Premierministers geben (er wusste,
welche Probleme die Regierung damit hatte, die Franzo-
sen zu überzeugen, einem Zeitrahmen für ein Ultimatum
zuzustimmen), aber so könne es nicht weitergehen.

In dem Moment, in dem wir ein Nachgeben signalisie-
ren, weiß die Diktatur, dass wir geschlagen sind. Wir
sind nicht geschlagen. Wir werden nicht geschlagen
werden. Wir sind nicht zu schlagen, aber eine Verzöge-
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rung birgt Gefahren, und ich hoffe, dass der Premiermi-
nister … uns, wenn das Parlament morgen Mittag wie-
der zusammentritt, sagen kann, wie die endgültige Ent-
scheidung aussieht.16

Als Greenwood sich wieder setzte, folgte ein Aufruhr.
Die normalerweise strikt regierungstreuen Tory-Hinter-
bänkler schwenkten ihre Sitzungspapiere und jubelten
dem Labour-Anführer zu, bis sie heiser waren. «Alle,
die sterben wollten, hatten ihr Cäsar-Zitat zur Hand»,
notierte der Staatssekretär im Außenministerium Hen-
ry ‹Chips› Channon. Es herrschte eine Stimmung, die
an «eine Neuauflage der alten München-Wut» erinner-
te.17 Ein pazifistischer Labour-Abgeordneter versuchte,
einen seiner weniger pazifistisch eingestellten Kollegen
zu schlagen. Chamberlain erblasste. Nun, das sei ihm
nicht zu verübeln, dachte der Abgeordnete von National
Labour Harold Nicolson. «Hier waren sie, die glühends-
ten Anhänger des P[remierminister]s, und jubelten sei-
nem Gegner zu, so laut sie nur konnten. In der ersten
Reihe sahen sie aus, als wäre ihnen ins Gesicht geschla-
gen worden.»18

Ein Mann blieb schweigend auf seinem Platz unter-
halb der Galerie sitzen.

Wie kaum ein anderer hatte Winston Churchill das
Recht, sich bestätigt zu fühlen durch diese neuerli-
che von NS-Deutschland ausgehende Gefahr. In der
schwersten politischen Schlacht seines Lebens hatte er
sich seit 1932 lautstark und mitunter verzweifelt für Auf-
rüstung und eine entschlossene Haltung gegen die deut-
sche Aggression eingesetzt. Jetzt, in diesem äußerst kri-
tischen Moment, schwieg er. Sein Dilemma bestand dar-
in, dass er am Vortag zugestimmt hatte, dem Kriegska-
binett beizutreten, und sich in gewisser Weise bereits als
Mitglied der Regierung betrachtete. Andererseits hatte
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er seitdem nichts mehr von Chamberlain gehört, und es
schien nun, als ob Großbritannien in Bezug auf das den
Polen gegebene Versprechen ins Schwanken geriet. Hin-
und hergerissen lud er einige gleichgesinnte Parlamen-
tarier zu einem Treffen noch am gleichen Abend für 22 : 
30 Uhr in seine Wohnung ein. Dort zogen Anthony Eden,
Bob Boothby, Brendan Bracken, Duff Cooper und Dun-
can Sandys einen regelrechten Aufstand in Erwägung.
Boothby war der Ansicht, dass Chamberlain die Unter-
stützung der konservativen Partei für immer verloren
hatte und dass es Churchills Pflicht sei, am nächsten Tag
ins Unterhaus zu gehen und die Macht für sich zu bean-
spruchen.

Nun brach das Unwetter mit voller Wucht herein. Ein
Donnerschlag wie ein Kanonendonner war zu hören, und
der Regen peitschte gegen die gotischen Fenster, als
zwölf Mitglieder des Kabinetts in Sir John Simons Bü-
ro im Palast von Westminster eine Meuterei anzettel-
ten. Das Kabinett hatte am frühen Nachmittag verein-
bart, dass der italienische Vorschlag einer Konferenz ab-
gelehnt und Deutschland unabhängig von der Entschei-
dung der Franzosen ein spätestens um Mitternacht aus-
laufendes Ultimatum gestellt werden sollte. Nun waren
zwölf Regierungsvertreter –  über die Hälfte des Kabi-
netts – der Meinung, dass der Premierminister diese Ent-
scheidung zurückgenommen hatte, und weigerten sich,
die Räumlichkeiten des Schatzkanzlers zu verlassen, bis
Chamberlain zugestimmt hatte, eine weitere Kabinetts-
sitzung abzuhalten. So etwas hatte es noch nicht gege-
ben, erinnerte sich der Landwirtschaftsminister Sir Re-
ginald Dorman-Smith: «Wir traten in einen Streik.»19

Schließlich, nach vielen Telefonaten mit Paris und ei-
nem Treffen mit dem französischen Botschafter, berief
Chamberlain ein weiteres Treffen für 22 : 30 Uhr ein. Mü-
de und zerknautscht machten sich die Aufständler auf
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den Weg durch die sintflutartigen Regenfälle zur Dow-
ning Street Nr. 10, wo sie erstaunt feststellten, dass der
Außenminister, Lord Halifax, Zeit gefunden hatte, sich
zum Abendessen umzuziehen. In kühlem Ton entschul-
digte sich Chamberlain beim Kabinett für das Missver-
ständnis und erläuterte die Probleme, die er mit den
Franzosen hatte, die sich weigerten, ein Ultimatum zu
stellen, bevor sie ihre Mobilmachung abgeschlossen und
ihre Frauen und Kinder evakuiert hatten. Er sei jedoch
bereit, sich der Ansicht seiner Kollegen anzuschließen:
Es sollte ein britisches Ultimatum gestellt werden, und
dessen Frist sollte ablaufen, bevor die Abgeordneten
am nächsten Tag um zwölf Uhr wieder zusammenkom-
men würden. Der Botschafter Seiner Majestät in Ber-
lin solle angewiesen werden, den deutschen Außenmi-
nister am nächsten Morgen um neun Uhr zu konsultie-
ren und ein Ultimatum zu stellen, das um elf Uhr briti-
scher Sommerzeit enden werde. Ob jemand etwas ein-
zuwenden habe, fragte er. Keine Antwort. «Richtig, mei-
ne Herren», fasste Chamberlain zusammen, «das bedeu-
tet Krieg.» «Kaum hatte er das gesagt», erinnerte sich
Dorman-Smith später, «gab es einen gewaltigen Donner-
schlag, und ein greller Blitz leuchtete den ganzen Ka-
binettssaal taghell aus. Es war der ohrenbetäubendste
Donnerschlag, den ich je in meinem Leben gehört habe.
Das hat das Gebäude regelrecht zum Beben gebracht.»20

Elf Stunden später ging Chamberlain mit seiner An-
sprache an die Nation auf Sendung.
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Kapitel 1
Das Experiment «Hitler»

Ich habe den Eindruck, dass die Personen, die die Politik
der Regierung Hitler bestimmen, nicht normal sind. Die
meisten von uns haben inzwischen den Eindruck, dass
wir uns in einem Land aufhalten, in dem Fanatiker, Hoo-
ligans und Exzentriker die Oberhand gewonnen haben.

Der britische Botschafter zu Berlin an den britischen Au-
ßenminister, 30. Juni 193321

Das Eis auf der Themse bereitete den Ruderern der Uni-
versität von Oxford Probleme. In Yorkshire hatte der
Frost zwar die Einsatzfreude der East Holderness Fox-
hounds kaum bremsen können, aber trotzdem verhin-
dert, dass sie wie gewohnt Fährte aufnehmen konnten.
Der Hurlingham Club gab bekannt, dass ein neues Po-
lokomitee gefunden sei, und die Popularität des Profi-
fußballs machte sich nachteilig im Amateurbereich be-
merkbar. In den «Home News», noch hinter den Sport-
seiten der Times, berichtete ein Sonderkorrespondent
über die dringende Notwendigkeit, die Räumlichkeiten
des Grafschaftsarchivs von Buckinghamshire gegen Ein-
bruch abzusichern. Und es gab eine herzerwärmende
Geschichte über eine Anzahl von Seren und Bakterien,
die einem Arzt aus dem Kofferraum seines Wagens ge-
stohlen worden waren, die aber nun wieder mit ihrem
Besitzer vereint waren. Der Aufmacher auf der Seite
«Empire- und Auslandsnachrichten» befasste sich mit
dem Wechselkurs in Neuseeland. Erst auf Seite zehn,
neben einer Kolumne über die neueste französische Ka-
binettskrise, fand sich die Nachricht, dass der Präsident
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der deutschen Republik, der 85-jährige Feldmarschall
Paul von Hindenburg, den Vorsitzenden der National-
sozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, Adolf Hitler,
empfangen und ihn gebeten hatte, die Kanzlerschaft zu
übernehmen.22

Die Ernennung Hitlers am 30. Januar 1933 stieß auf
mehr Interesse, als es das anachronistische Layout der
Times vermuten ließ, aber hohe Wellen schlug die Nach-
richt nicht. Seit dem Ende des Ersten Weltkriegs hatten
sich deutsche Kanzler im Durchschnitt knapp ein Jahr
im Amt halten können, und die deutsche Wirtschaft litt
nach wie vor unter der Weltwirtschaftskrise: Die Arbeits-
losenquote lag bei 24 Prozent. Mit ihrem Durchbruch bei
der Wahl von 1930 und ihren exorbitanten Gewinnen im
Juli 1932 hatten die Nationalsozialisten eine gewisse Be-
stürzung hervorgerufen, aber als sie später im selben
Jahr wieder an Stimmen verloren, vermuteten viele, dass
ihre Popularität bereits ihren Höhepunkt erreicht hat-
te. Sie fühlten sich in dieser Ansicht bestärkt, als Hitler
gezwungen war, eine Koalitionsregierung zu bilden und
den katholisch-konservativen Franz von Papen, der zu-
vor selbst schon Kanzler gewesen war, als Vizekanzler
zu akzeptieren. Ganz so, wie die im Kabinett zahlenmä-
ßig stärker vertretenen Konservativen glaubten, dass sie
Hitler kontrollieren könnten, besänftigte ihre Anwesen-
heit die Befürchtungen des Auslands. «Hitler ist deut-
scher Kanzler geworden», räsonierte der britische kon-
servative Abgeordnete Cuthbert Headlam, «aber nicht
allein –  er hat von Papen als Vizekanzler und zahlrei-
che Vertreter der Deutschnationalen Volkspartei in sei-
nem Kabinett – ich kann mir nicht vorstellen, dass er viel
Handlungsspielraum haben wird.»123

1 Realiter waren Alfred Hugenberg (Wirtschaftsminister) und Franz
Gürtner (Justizminister) die einzigen DNVP-Vertreter in diesem Kabi-
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Hitlers Auftreten versetzte die friedliebenden Demo-
kraten ebenfalls nicht gerade in Angst und Schrecken.
Der Daily Telegraph fragte sich, wie dieser Mann «mit
dem lächerlich kleinen Schnurrbart», der so wenig inspi-
rierend aussah, auf die deutsche Bevölkerung eine der-
artige Anziehungskraft ausüben konnte.24

Der den Liberalen nahestehende News Chronicle
spottete über den Triumph des «österreichischen An-
streichers», während sich der Labour-nahe Daily Herald
über den «untersetzten kleinen Österreicher mit schlaf-
fem Händedruck, verschlagenen braunen Augen und
Charlie-Chaplin-Schnurrbart» lustig machte. «Nichts»,
so der Herald weiter, «deutet in der politischen Lauf-
bahn Adolf Hitlers, eines kleinen Mannes, der die Ner-
venstärke eines Mädchens und die Eitelkeit eines Schla-
gerstars besitzt, darauf hin, dass er dem Schicksal sei-
ner unmittelbaren Vorgänger entkommen kann.»25

Am Vortag hatte die Times anlässlich des Scheiterns
der 55 Tage währenden Kanzlerschaft des Generals Kurt
von Schleicher konzediert, dass eine Regierung Hitler
als «die am wenigsten gefährliche Lösung eines mit Ge-
fahren behafteten Problems» angesehen werden müs-
se.26 Die Entschlossenheit, mit der sich der NSDAP-Vor-
sitzende zur Abschaffung des Versailler Vertrages geäu-
ßert hätte, habe zwar im Ausland Besorgnis hervorgeru-
fen, aber, so das Blatt weiter, «wolle man Fairness ge-
genüber den Nazis walten lassen, müsse man zugeben,
dass sie zu einer möglichen deutschen Weigerung, den
vertraglich geregelten Verpflichtungen nachzukommen,
wenig mehr gesagt hätten … als die deutschen Partei-
en, die sich im Wahlkampf zur Verfassung bekannt hat-
ten».27

nett; auf die anderen fünf nicht von der NSDAP besetzten Posten wa-
ren parteilose Politiker berufen worden.
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Nicht anders kommentierten dies die Zeitungen Eco-
nomist und Spectator, während der Labour-nahe New
Statesman sogar zuversichtlich in die Zukunft blickte:
«Wir sollten nicht erwarten, dass Ankündigungen wie
die Vernichtung der Juden oder die Entmachtung der
Großfinanz in die Tat umgesetzt werden», kommentierte
das Magazin am 3. Februar 1933. Es werde zweifellos ei-
nen Angriff auf die Kommunisten geben; aber wenn der
politische Druck zu extrem werde, werde er entschlosse-
nen Widerstand hervorrufen und möglicherweise sogar
zu einer «vereinigten marxistischen Front» führen, so-
dass sich die Nationalsozialisten und ihre Verbündeten
am Ende mehr eingebrockt haben könnten, als sie er-
wartet hätten.28 Wie sich herausstellte, traf die Einschät-
zung der imperialistisch eingestellten Morning Post die
tatsächlichen Verhältnisse weitaus besser: Dort argu-
mentierte man, die jüngste Wende in der deutschen Po-
litik sei kein gutes Zeichen für den inneren Frieden, und
sagte voraus, die neue Regierung werde wahrscheinlich
«eine Lösung für innenpolitische Probleme in außenpo-
litischen Abenteuern suchen».29

In Frankreich fielen, wie es noch mehrfach in den
folgenden sechs Jahren passieren sollte, große Ereig-
nisse in Deutschland mit einer innenpolitischen Krise
zusammen. Am 28. Januar, dem Tag, an dem in Ber-
lin Schleicher zurücktrat, entzogen die Sozialisten Pre-
mierminister Joseph Paul-Boncour ihre Unterstützung:
Er hatte versucht, den französischen Haushalt zu «ret-
ten», indem er eine Erhöhung aller direkten Steuern um
fünf Prozent vorgeschlagen hatte.2 Paul-Boncour trat zu-
rück, und der Radikal-Sozialist und vormalige Kriegs-

2 Das französische Defizit lag bei 100 Millionen Pfund (damaliger
Wechselkurs) und stieg um 250 000 Pfund pro Tag. Das Land, so die
Times am 30. Januar 1933, lebe «von der Hand in den Mund».
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minister Édouard Daladier wurde zum ersten Mal Pre-
mierminister.3 Der Aufstieg Hitlers blieb dennoch nicht
unbemerkt. «Deutschland zeigt jetzt sein wahres Ge-
sicht», kommentierte Le Journal des Débats, während
der einflussreiche Paris-Soir meinte, Deutschland ha-
be einen Schritt hin zur Wiedereinführung der Monar-
chie und einer «kompromissloseren Außenpolitik» ge-
macht.30 Doch während einige französische Zeitungen
(insbesondere aus dem linken Spektrum) alarmiert wa-
ren, fielen viele Reaktionen weniger eindeutig aus. Ver-
gleichbar mit der Reaktion der Öffentlichkeit in Groß-
britannien, gab es diejenigen, die dazu tendierten, den
«gewöhnlichen Demagogen» und «Anstreicher» zu un-
terschätzen, während die französische Rechte zwischen
den typischen antipreußischen Ressentiments und der
Bewunderung für Hitlers antikommunistische Politik
hin- und hergerissen war. L’Ami du Peuple dagegen rich-
tete das Augenmerk auf Hitlers «unerbittlichen Hass auf
Frankreich». Da die Zeitung im Besitz des extrem wohl-
habenden Parfümeurs François Coty war, seines Zei-
chens Gründer einer der französischen faschistischen
Ligen, vergaß man dabei jedoch nicht, auch zu erwäh-
nen, dass die Nationalsozialisten gerade dabei waren,
der menschlichen Zivilisation einen großen Dienst zu er-
weisen, indem sie die furchtbare Bedrohung durch den
Bolschewismus ausmerzten.31 Ähnliche Ansichten, wenn
auch weniger extrem, äußerten die Kommentatoren von
L’Echo de Paris, Le Petit Journal und La Croix.

3 Die 1901 gegründete Radikal-Sozialistische Partei ging aus der
französischen republikanischen Tradition einer radikalen Ablehnung
der Monarchie hervor. Ursprünglich eine linke Partei, rückte sie nach
der Gründung der Sozialistischen Partei ab 1905 in die politische Mit-
te. Vier der acht Premierminister Frankreichs zwischen 1933 und 1939
waren Radikal-Sozialisten.
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Der französische Botschafter in Berlin, André
François-Poncet, und sein britischer Amtskollege, Sir
Horace Rumbold, hatten Hitler Ende 1932 für politisch
gescheitert erklärt. Nun, da ihre Prognosen sich als
falsch erwiesen hatten, reagierten sie hilflos. «Das Hit-
ler-Experiment musste wohl irgendwann gemacht wer-
den», schrieb Rumbold an seinen Sohn, «und wir wer-
den nun sehen, was es hervorzubringen vermag.»32

François-Poncet war der gleichen Meinung. «Frankreich
hat keinen Grund, anders als gelassen zu reagieren»,
beruhigte er Paris am 1. Februar 1933. Man solle zu-
nächst das Handeln der neuen Machthaber im Reich ab-
warten.33 Lange musste man darauf nicht warten.

Hitler hielt kaum eine Woche inne, dann zeigte er
der Welt, dass Verfolgung und Gewalt, wie sie schon sei-
nen Weg zur Macht geprägt hatten, auch Markenzeichen
seiner Herrschaft werden sollten. Da er keine Mehrheit
im Reichstag hatte, überredete er Hindenburg zu Neu-
wahlen, woraufhin die Nationalsozialisten, nun mit der
Macht des Staates auf ihrer Seite, eine Welle von Ge-
walt und Terror ins Rollen brachten: Braun gekleide-
te Sturmtruppen verwüsteten Parteibüros von KPD und
SPD, stürmten Wahlkampfversammlungen und schlugen
politische Gegner zusammen. Die deutsche Presse wur-
de mundtot gemacht, aber die diversen Auslandskor-
respondenten berichteten mit zunehmendem Entsetzen
über die tägliche Zahl an Morden, Schlägereien und an-
deren Ausdrucksformen politischer Unterdrückung. Am
27. Februar 1933, sechs Tage vor dem Wahltag, wur-
de der Reichstag in Brand gesetzt. Ein niederländischer
Kommunist wurde vor Ort verhaftet, und die National-
sozialisten erklärten, die Brandstiftung habe der Auf-
takt zu einer bolschewistischen Revolution sein sollen.
Der geeignete Vorwand war gefunden, damit Hitler ei-
ne Diktatur errichten konnte. Die bürgerlichen Freihei-
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ten wurden ausgesetzt, Kommunisten und andere poli-
tische Gegner massenhaft verhaftet. Der neu gewähl-
te Reichstag stimmte dann am 23. März mit dem Erlass
des Ermächtigungsgesetzes seiner eigenen Entmach-
tung zu und gewährte Hitler die Macht, per Dekret zu
regieren. Noch im selben Monat wurde eine verfallene
Sprengstofffabrik nördlich des mittelalterlichen Städt-
chens Dachau in ein Lager für in «Schutzhaft» genom-
mene politische Gefangene umgewandelt.

Und dann waren da noch die Juden.
Hitler zufolge weder Deutsche noch gleichwertige

Menschen, sollten die Juden für die Mehrheit der Pro-
bleme in Deutschland verantwortlich sein. Seit Beginn
der nationalsozialistischen Machtübernahme hatte die
SA leichtes Spiel mit ihnen, konnte jüdisches Eigentum
zerstören und tätliche Angriffe bis hin zum Mord un-
gestraft begehen. Mit dem Boykott jüdischer Geschäf-
te und Unternehmen am 1. April 1933 fand die erste
landesweit koordinierte Verfolgungsaktion der National-
sozialisten statt. Die internationalen Reaktionen fielen
empört aus. Vierzigtausend Menschen protestierten im
Londoner Hyde Park, weitere Demonstrationen fanden
in Manchester, Leeds und Glasgow sowie in New York
statt. Der Scotsman nannte es eine «Hochwassermarke
des Hasses»34, und Lord Reading, ehemaliger britischer
Außenminister und erst der zweite nominell die jüdische
Religion praktizierende Politiker, der jemals ins Kabi-
nett berufen worden war, trat als Präsident der Deutsch-
Britischen Vereinigung zurück.4 Joseph Goebbels, der
klein gewachsene Propagandaminister der Nationalso-

4 Herbert Samuel, 1909 – 1910 Chancellor of the Duchy of Lancaster,
also Minister ohne Geschäftsbereich, später Postminister und Innen-
minister, war das erste Kabinettsmitglied jüdischer Religionszugehö-
rigkeit. Allerdings war bekannt, dass Samuel persönlich eine atheisti-
sche Einstellung pflegte.
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zialisten, beendete den Boykott schon nach einem Tag
wieder, das änderte jedoch nichts daran, dass Juden und
andere «Unerwünschte» weiter systematisch aus allen
Bereichen des öffentlichen Lebens in Deutschland ver-
bannt wurden. Für die überwiegende Mehrheit war es
nicht möglich, eine andere Beschäftigung zu finden, und
Tausende sahen keine Alternative als den Gang ins Exil.
Auch vor Menschen von internationalem Ruf machte die
Aktion nicht halt, wie der britische Botschafter notierte:
Der Komponist Arnold Schönberg, die Dirigenten Bruno
Walter und Otto Klemperer sowie der Physiker Albert
Einstein waren von der «Säuberung» betroffen. Selbst
an dem 1847 verstorbenen Mendelssohn musste die na-
tionalsozialistische Revolution ein Exempel statuieren
und ließ sein Porträt aus dem Saal der Berliner Philhar-
monie entfernen.

Selbstverständlich gab es auch diejenigen, die sich
entschieden, den Berichten von den Gräueltaten nicht
zu glauben, die sowohl in verschiedenen Zeitungen als
auch in Büchern wie etwa dem im August 1933 erschie-
nenen Braunbuch über Reichstagsbrand und Hitlerter-
ror veröffentlicht wurden. Lord Beaverbrook, Inhaber
der Massenblätter Daily Express und Evening Standard,
besuchte im März 1933 Berlin und kehrte mit der Über-
zeugung zurück, dass «die Geschichten über die Ver-
folgung der Juden übertrieben sind».35 So lautete vor-
hersehbarerweise auch die Devise der deutschen Regie-
rung und ihres Umfeldes, die man an alle Besucher aus-
gab – auch wenn die meisten sich gar nicht dafür inter-
essierten oder nicht mutig genug waren nachzufragen.
«Alle Berichte, die im Ausland kursieren, sind Humbug
und Lügen», schrieb der glühende NS-Anhänger Oberst
Ernst Heyne am 1. April 1933 an Sir Ian Hamilton, briti-
scher General im Ersten Weltkrieg. «Kein Land, da bin
ich mir sicher», schreibt Heyne, «wäre dieser Meute
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[den Juden] gegenüber so tolerant gewesen wie wir.»
Heyne bat Hamilton im Weiteren, dass er alles ihm Mög-
liche in seinem Freundeskreis tun solle, «um zu verhin-
dern, dass sich die Stimmung aufgrund einer solchen an-
tideutschen Pressekampagne weiter anheizt».36 Hamil-
ton antwortete erst im Oktober, aber als er es tat, sporn-
te er Heyne an und beglückwünschte ihn zu seiner «neu-
en Nazi-Uniform mit den beeindruckend geschnittenen
Hosen und Gamaschen». «Jeder ist jetzt begeistert von
Ihren Leuten in Deutschland und fragt sich, was Ihr als
nächstes tun werdet. Was mich betrifft, so wissen Sie,
dass ich ein wahrer Freund Ihres Landes bin, und ich bin
ziemlich sicher, dass Sie auf lange Sicht erreichen wer-
den, was Sie wollen.»37 Ein paar Wochen später erklär-
te er noch eindringlicher in einem Brief an eine weite-
re deutsche Pressevertreterin: «Ich bin ein Bewunderer
des großen Adolf Hitler und habe mein Bestes getan, ihn
auch in schwierigen Zeiten zu unterstützen.»38

Hamilton war weder ein Faschist noch ein notori-
scher Antisemit. Allerdings hatte er sich geweigert, ei-
nen Brief zu unterschreiben, in dem die Verfolgung der
deutschen Juden verurteilt wurde. Als Begründung hat-
te er gegenüber der Journalistin und Autorin Rebecca
West vorgebracht, dass er sich bereits in zu vielen öf-
fentlichen Angelegenheiten engagiere, und darauf ver-
wiesen, dass er schon zweimal ausgewählt worden sei,
eine Gruppe von jüdischen Kriegsveteranen anlässlich
des Defilees am Tag des Waffenstillstands am Londo-
ner Gedenk-Kenotaph anzuführen, und keine «antijüdi-
schen Vorurteile» habe.39 Als Hitler an die Macht kam,
war Hamilton 80 Jahre alt und hatte als eine der führen-
den Persönlichkeiten der Royal British Legion die letzten
15 Jahre damit verbracht, Kriegsdenkmäler zu enthüllen
und ehemaligen Soldaten zu helfen. Er glaubte leiden-
schaftlich an die Notwendigkeit, vormalige Feinde zu
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versöhnen – nicht zuletzt durch die Verbände der ehema-
ligen Soldaten – und war 1928 zusammen mit Lord Rea-
ding Gründungsmitglied der Deutsch-Britischen Verei-
nigung. Insbesondere hatte ihn lange das Szenario be-
schäftigt, dass Deutschland bei einem Zusammenbruch
an den Bolschewismus fallen könne, was er als «ein
Unglück von existenzbedrohendem Ausmaß für Euro-
pa» eingeschätzt hatte.40 Aus all diesen Gründen war er
nicht bereit, die Verfahrensweise der Nationalsozialis-
ten in Bezug auf die Juden zu verurteilen, sondern wurde
im Gegenteil ein prominenter Fürsprecher des Regimes.
Hamiltons Haltung war nicht untypisch für seine Klas-
se. Obwohl die meisten Mitglieder der gesellschaftspo-
litischen Elite Großbritanniens die Juden-Hetze der Na-
tionalsozialisten geschmacklos fanden oder sie ihnen so-
gar zuwider war, gab es doch bei einigen eine Tendenz,
Ausreden dafür zu finden. «Wir alle verurteilen die Tor-
heit und Gewalt dieser Angriffe auf Juden in Deutsch-
land», schrieb der Bischof von Gloucester Mitte 1933 in
seiner Diözesanzeitschrift, aber es sei dennoch wichtig,
daran zu erinnern, dass «für die Gewalt der russischen
Kommunisten, vor allem zu Beginn, insbesondere viele
Juden verantwortlich waren.» Viele Juden hätten das ih-
re dazu beigetragen, «die Gewalt der sozialistischen Ge-
meinschaften zu inspirieren». Er wollte auch nicht un-
erwähnt lassen, dass die Juden «kein allzu angenehmes
Element in Deutschland sind, insbesondere nicht im Ber-
liner Großstadtleben».41

Nichtsdestotrotz reagierten weite Teile der Bevölke-
rung mit Abscheu auf die Pogrome der Nationalsozia-
listen, sodass Außenminister Sir John Simon Alfred Ro-
senberg, der sich als «Botschafter» der NS-Ideologie im
Ausland betätigte, deutlich machte: «Deutschland hat in
zwei Monaten die Sympathie verspielt, die es hier im
Laufe von zehn Jahren aufgebaut hat.»42 Simon wies Sir
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Horace Rumbold an, diesen Punkt Hitler gegenüber zu
wiederholen, darüber hinaus war die britische Regie-
rung machtlos. Bei der Premiere der Filmversion von
The Scarlet Pimpernel im folgenden Jahr mochte man
daher dem Lamento der fiktiven Figur des «Prince of
Wales» nur zustimmen, als er klagte: «Ein Land, das ver-
rückt geworden ist, hat das Recht, innerhalb seiner eige-
nen Mauern jeden Schrecken zu verbreiten.»43 Es stell-
te sich zudem die viel dringendere Frage, welche Politik
das neue Deutschland außerhalb seiner Grenzen verfol-
gen wollte.

***

Schon lange bevor Hitler an die Macht kam, hatte man
sich von der Idee verabschiedet, dass der Versailler Ver-
trag den europäischen Frieden garantiere. Tatsächlich
hatten wichtige politische Akteure bereits vor der Unter-
zeichnung des Dokuments gewarnt, dass es zu einer Ka-
tastrophe führen werde. «Man könne Deutschland sei-
ner Kolonien berauben, die Armee auf eine Polizeitruppe
reduzieren und die Marine auf das Niveau eines fünft-
klassigen Staates herunterschrauben», schrieb der briti-
sche Premierminister David Lloyd George im sogenann-
ten Fontainebleau-Memorandum vom März 1919, aber
«wenn sie sich im Frieden von 1919 ungerecht behandelt
fühlen, werden [die Deutschen] Mittel finden, um an den
Siegern Vergeltung zu üben».44 Leider konnten weder
Lloyd George noch der amerikanische Präsident Woo-
drow Wilson (der für die größte Nachsicht eintrat) den
französischen Premierminister Georges Clemenceau da-
von abhalten, Deutschland harte Bedingungen aufzuer-
legen. In den zwanziger Jahren wurde daher nach Mög-

36



lichkeiten gesucht, die Fehler, die man mit dem Versail-
ler Vertrag gemacht hatte, auszugleichen.

1925 wurde mit dem Vertrag von Locarno die West-
grenze Deutschlands besiegelt – diesmal mit den Deut-
schen als freiwilligen Unterzeichnern – , und im folgen-
den Jahr wurde Deutschland in den Völkerbund aufge-
nommen. Der Briand-Kellog-Pakt von 1928 verbot den
Krieg als Mittel zur Beilegung internationaler Streitig-
keiten, während die Pläne von Dawes und Young die
deutschen Reparationen neu anpassten und reduzierten,
bis sie 1932 in der Konferenz in Lausanne ganz gestri-
chen wurden. Nichts davon, trotz der Friedensnobelprei-
se, die den verschiedenen Architekten einer Weltfrie-
densordnung verliehen wurden, reichte aus. Nur die Ab-
schaffung der Kriegswaffen selbst, so hatte man den Ein-
druck, konnte den Frieden garantieren. Deshalb wurde
am 2. Februar 1932 in Genf mit großem Trara eine Welt-
abrüstungskonferenz eröffnet. «Wenn alle Nationen sich
darin einig sind, auf den Besitz und den Einsatz von Waf-
fen zu verzichten, die einen erfolgreichen Angriff ermög-
lichen», schrieb Präsident Franklin D. Roosevelt in einer
Botschaft an seine Kollegen, «werden die Verteidigungs-
anlagen infolgedessen unüberwindbar, und die Grenzen
und die Unabhängigkeit jeder Nation sind gesichert.»45

Leider waren die Verhandlungen auf der Abrüstungs-
konferenz zum Zeitpunkt von Roosevelts Botschaft be-
reits festgefahren. Man konnte sich darüber nicht einig
werden, was eine «defensive» Waffe im Gegensatz zu ei-
ner «offensiven» Waffe sein sollte. Außerdem forderten
die Deutschen eine Gleichstellung mit ihren Nachbarn
in der Frage der Rüstungsmöglichkeiten  – etwas, was
die Franzosen nie zulassen würden. Die Franzosen wur-
den nicht müde zu betonen, dass Frankreich in den letz-
ten sechzig Jahren zwei deutsche Invasionen hatte erle-
ben müssen und die Folge der zweiten Invasion ein wirt-
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schaftliches Ausbluten gewesen sei. Deswegen seien die
Franzosen in Versailles so fest entschlossen gewesen,
Deutschland für das, was es Frankreich angetan hatte,
bezahlen zu lassen, und die Deutschen so weit zu schwä-
chen, dass sie möglichst nie wieder in der Lage sein soll-
ten, die französische Sicherheit zu gefährden. Aus die-
sem Grund waren die Franzosen im Gegensatz zu ande-
ren Kriegsparteien in den 1920er Jahren schwer bewaff-
net geblieben und verfügten 1933 über die mächtigste
Armee der Welt. Diese Furcht speiste sich dabei nicht
bloß aus Paranoia. Selbst als Deutschland große Teile
seines Territoriums zugunsten anderer Nationen abge-
geben hatte, zählte das Land noch immer eine Bevölke-
rung von etwa 65 Millionen Einwohnern im Vergleich zu
40 Millionen Franzosen. Das Deuxième Bureau (der fran-
zösische Geheimdienst) hatte bereits vor Hitlers Macht-
übernahme substanzielle Beweise für eine illegale deut-
sche Aufrüstung gesammelt, und die Generalstabschefs
erinnerten die Politiker unablässig daran, dass Frank-
reich «magere Jahre» bevorstanden, in denen sich auf-
grund der niedrigen Geburtenrate während des Ersten
Weltkriegs die Zahl der Wehrpflichtigen halbieren wer-
de.

Die Aufgabe, zwischen der französischen und der
deutschen Position zu vermitteln, fiel den Briten zu, die
größtenteils mit den Deutschen sympathisierten und zu-
nehmend verärgert über die Franzosen waren. Zum Teil
handelte es sich dabei um eine Wiederbelebung traditio-
neller nationaler Vorurteile. Vor 1914 hatten viele Briten
das Gefühl verspürt, mehr mit den Deutschen gemein-
sam zu haben als mit den Franzosen. Ein Gefühl, das so-
gar mit dem Ersten Weltkrieg nicht ganz verloren ging.
Wie Robert Graves in Goodbye to All That schrieb, hat-
te sich ein gewisses «antifranzösisches Gefühl unter den
meisten ehemaligen Soldaten beinah zu einer Obsession

38



entwickelt». So schwor etwa der Dichter Edmund Blun-
den (der sowohl an der Somme als auch bei Passenda-
le in der Dritten Flandernschlacht gekämpft hatte), dass
er nie wieder an einem Krieg teilnehmen würde – «au-
ßer gegen die Franzosen. Wenn es jemals einen Krieg
mit ihnen gibt, werde ich unversehens dabei sein: wie
ein Schuss, so schnell.»46 In offiziellen Kreisen wurde
dieses antifranzösische Gefühl durch den Wunsch befeu-
ert, Deutschland an ein Rüstungsabkommen zu binden,
bevor es zu spät war, und die britische Regierung war
gezwungen, die Alternative in Betracht zu ziehen: ei-
ne massive Aufrüstung. So bezeichnete der Premiermi-
nister Ramsay MacDonald Frankreich im Februar 1930
als das «Friedensproblem Europas». J. L. Garvin, der mit
Mussolini sympathisierende Herausgeber des Observer,
kritisierte die ehemaligen britischen Verbündeten da-
für, dass sie eine «künstliche Dominanz» bewahren woll-
ten, und selbst der frankophile Ständige Unterstaats-
sekretär des Außenministeriums, Sir Robert Vansittart,
meinte, die Franzosen seien in der Ausgestaltung ihrer
Beziehungen zu den Deutschen «unangemessen nach-
tragend».47 Daran änderte sich zunächst auch nichts,
als Hitler auf der Bühne der internationalen Politik er-
schien. «Ich habe nicht den Eindruck, dass der Hitleris-
mus unsere Bevölkerung pro-französisch hat werden las-
sen», schrieb der ehemalige stellvertretende Kabinetts-
sekretär Thomas Jones, «aber er hat die Menschen nach-
denklich gemacht. Sie stellen das Deutschland entge-
gengebrachte Vertrauen in Frage, das seit dem Ende des
Krieges stetig gewachsen ist.»48

Ein Mann, dessen Vertrauen stark erschüttert war,
war der britische Botschafter Sir Horace Rumbold. Mit
seinem leicht verhangenen Blick, seinem perfekt fri-
sierten kleinen Schnurrbart und seinem stoisch neutra-
len Gesichtsausdruck erschien Rumbold als der ultima-
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tive Eton-Absolvent und als so «englisch wie Eier und
Speck».49 Der ehemalige Außenminister Lord Curzon
hatte ihn für «nicht wach genug für Berlin» gehalten,
aber hinter dem harmlosen Äußeren verbarg sich ein al-
les durchdringender Geist, sodass Vansittart später zu-
geben musste, «seine Warnungen waren klarer als al-
les, was wir danach geliefert bekamen».50 Erschrocken
über die Rücksichtslosigkeit, mit der Hitler seine Dikta-
tur errichtet hatte, sah der Botschafter von Anfang an,
dass die Ideologie, die der nationalsozialistischen Innen-
politik zugrunde lag, auf die internationale Ebene über-
tragen werden könnte. Die wahre Natur der Außenpoli-
tik, die man von Hitler zu erwarten hatte, erschloss sich
Rumbold dann bei der Analyse von Hitlers autobiogra-
phischem Manifest Mein Kampf. In einer meisterhaften
5000 Worte starken Zusammenfassung, geschrieben im
April 1933 – nur drei Monate nach Hitlers Machtüber-
nahme – , legte Rumbold Hitlers Sozialdarwinismus of-
fen:

Er beginnt mit Behauptungen, dass der Mensch ein
kämpfendes Tier sei. Deshalb sei die Nation, so schließt
er, eine Kampfeinheit, eine Gemeinschaft von Kämp-
fern. Jeder lebende Organismus, der aufhört zu kämp-
fen, hört auf zu existieren, ist, so behauptet er, zum Aus-
sterben verurteilt. Ein Land oder eine Rasse, die aufhört
zu kämpfen, ist ebenfalls zum Scheitern verurteilt. Die
Kampfkraft einer Rasse hängt von ihrer Reinheit ab. Dar-
aus ergibt sich die Notwendigkeit, sie von allem Frem-
den zu befreien. Die jüdische Rasse ist aufgrund ihrer
Universalität zwangsläufig pazifistisch und internationa-
listisch eingestellt. Pazifismus ist die tödlichste Sünde,
denn Pazifismus bedeutet die Kapitulation der Rasse im
Kampf um ihre Existenz. … Die deutsche Rasse, wäre sie
rechtzeitig geeint worden, würde heute die Welt beherr-
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schen. Das neue Reich muss alle verstreuten deutschen
Elemente in ganz Europa versammeln. Eine Rasse, die
besiegt worden ist, kann gerettet werden, indem man ihr
Selbstwertgefühl wiederherstellt. Vor allem muss die Ar-
mee wieder an ihre eigene Unbesiegbarkeit glauben. Um
die deutsche Nation wiederherzustellen, «ist es nur not-
wendig, die Menschen davon zu überzeugen, dass das
Wiedererlangen der Freiheit durch Waffengewalt eine
reale Möglichkeit ist».

Rumbold hob die Bedeutung hervor, die Hitler dem Auf-
bau eines mächtigen Militärs beimaß – denn: «Deutsch-
lands verlorene Provinzen können nicht durch feierli-
che Appelle an den Himmel gewonnen werden, … son-
dern nur durch Waffengewalt». Und er wies darauf hin,
dass Hitler die Parole ausgegeben habe, Deutschland
dürfe den Fehler des letzten Krieges, alle Feinde auf
einmal bekämpfen zu wollen, nicht wiederholen, son-
dern müsse sich einen nach dem anderen vornehmen. Es
sei selbstverständlich ungewiss, inwieweit Hitler diese
Ideen tatsächlich umsetzen wolle, aber Rumbold warn-
te davor, sich Hoffnungen auf einen radikalen Wechsel
in Hitlers Anschauungen zu machen. Hitler möge von
Zeit zu Zeit demonstrativ seine friedlichen Absichten de-
klarieren, das tue er aber nur, um die Außenwelt «in
einem Gefühl der Sicherheit zu wiegen». Letztendlich
war Rumbold überzeugt, dass dort nun entschieden ei-
ne Politik verfolgt werde, deren Ziel es sei, «Deutsch-
lands Vorbereitungen zu einem Punkt zu bringen, von
dem aus es eine solide Basis erreichen könne, bevor sich
die Gegner einmischen könnten».51 Die Nachbarstaaten
Deutschlands, so warnte er, müssten wachsam sein. Als
Rumbolds «Mein-Kampf-Depesche» im Außenministeri-
um weitergegeben wurde, sorgte das für solches Aufse-
hen, das sie zu MacDonald gelangte, der sie wiederum
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an das Kabinett weiterleitete. Dies war nicht die einzi-
ge Warnung, die Großbritanniens politische Spitze er-
reichte. Am 10. Mai 1933 schickte Brigadier A. C. Tem-
perley, einer der britischen Delegierten bei der Abrüs-
tungskonferenz, dem Außenministerium ein Memoran-
dum, in dem die Regierung aufgefordert wurde, die Ab-
rüstung aufzugeben und Deutschland wegen seines ille-
gal aufgestellten Militärs an den Pranger zu stellen. Es
wäre Wahnsinn, so Temperley, wenn die ehemaligen Al-
liierten in einer Zeit, in der sich Deutschland in einem
«Delirium des wiedererwachenden Nationalismus und
des unverhohlenen und gefährlichsten Militarismus» be-
finde, eine weitere Abrüstung in Betracht zögen. Die ge-
samte deutsche Nation würde von einer positiven Hal-
tung zu einem Krieg durchdrungen und angebliche Pro-
gramme zur Förderung der Disziplin, wie etwa der Ver-
teidigungssport, seien nur Tarnung für eine intensive mi-
litärische Ausbildung. Die Deutschen, schrieb Temper-
ley, besäßen bereits 125 Kampfflugzeuge – ein Verstoß
gegen die Bestimmungen des Versailler Vertrags, die ei-
ne deutsche Luftwaffe verboten – und geheime Informa-
tionen hätten ergeben, dass Dornier zusätzlich ein Auf-
trag über 36 zweimotorige Nachtflugzeuge erteilt wor-
den sei.

Welche Haltung nehme nun die Regierung Seiner Ma-
jestät dazu ein? Wolle man etwa so tun, als sei nichts
passiert? Könne man es sich leisten zu ignorieren, was
in Deutschland vor sich ging? Nach Temperley gab es
nur eine Lösung. Gemeinsam mit den Vereinigten Staa-
ten sollten Großbritannien und Frankreich Deutschland
klarmachen, dass es keine Lockerung von Versailles und
keine Schritte in Richtung Statusgleichheit geben wer-
de, wenn Deutschland nicht eine vollständige Abkehr
von den derzeitigen militärischen Vorbereitungen und
Tendenzen zeige. Zugegebenermaßen lief man dabei Ge-

42



fahr, einen Krieg auszulösen, aber, wie Temperley beton-
te, war dies ein kleines Risiko, da ein Versuch Deutsch-
lands, sich der gemeinsamen Macht der französischen
Armee und der königlichen Marine zu stellen, aussichts-
los war. Die deutsche Seite sollte mit diesen Erkennt-
nissen konfrontiert werden und Hitler, bei all seinem
Bombast, zum Nachgeben gezwungen werden. Die ein-
zige Alternative dazu sei, so der Brigadier, die Entwick-
lung sich selbst zu überlassen, dies könne aber nur zur
Konsequenz haben, dass es in fünf Jahren entweder ein
neues Regime in Deutschland geben werde oder Krieg.
«Es gibt wieder einen ‹tollwütigen Hund› dort drüben»,
schloss er sein Memorandum, «und wir müssen ent-
schlossen unsere Kräfte bündeln, um ihn zur Strecke zu
bringen oder zumindest seine sichere Verwahrung zu
gewährleisten, bis die Krankheit ihren Lauf genommen
hat.»52

Als Vertreter des Außenministeriums gab Sir Robert
Vansittart Temperleys Papier in voller Übereinstimmung
an das Kabinett weiter. Er hatte bereits sein eigenes
Memorandum geschrieben, in dem er davor warnte,
dass das gegenwärtige deutsche Regime, so wie es sich
darstelle, «einen weiteren europäischen Krieg lostreten
werde, sobald es sich stark genug dafür fühlte». Dies,
so räumte er ein, erscheine manchem vielleicht als ei-
ne krude Analyse, aber man solle bitte bedenken, dass
es sich hierbei um «sehr ungehobelte Menschen han-
dele, die nur wenige Ideen in ihrem Hirn unterzubrin-
gen wüssten  – ausgenommen rohe Gewalt und Milita-
rismus».53 Das Kabinett stimmte der Einschätzung zu,
dass die internationale Lage «definitiv beunruhigend»
sei, aber ansonsten zeitigten diese Warnungen wenig
Wirkung.54 Die Regierung war der Abrüstungskonferenz
verpflichtet, und die Idee, einen «Präventivkrieg» zu füh-
ren, um die Einstellung der deutschen Aufrüstung zu er-
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zwingen, lag aufgrund der pazifistischen Neigung der
öffentlichen Meinung jenseits jeglicher Diskussion.

***

In der Hoffnung, eine Einigung mit Deutschland erzie-
len zu können, wurden die Briten, wie Rumbold vorher-
gesagt hatte, von Hitler bestärkt, der keine Gelegenheit
ausließ, sich als Mann des Friedens zu präsentieren. Am
17. Mai 1933 verkündete er in einer viel beachteten Re-
de vor dem Reichstag der Welt seine pazifistische Ein-
stellung. Wir kennen «nicht den Begriff des Germanisie-
rens», erklärt der neue Kanzler. «Die geistige Mentali-
tät des vergangenen Jahrhunderts, aus der heraus man
glaubte, vielleicht aus Polen oder Franzosen Deutsche
machen zu können, ist uns … fremd.»55 Noch ermutigen-
der fand man, dass er seine Bereitschaft äußerte, die
jüngsten britischen Vorschläge zur internationalen Ab-
rüstung zu akzeptieren.

Das waren gute Nachrichten für London, in Paris hieß
man sie in geringerem Maße willkommen. Das franzö-
sische Militär positionierte sich entschieden sowohl ge-
gen eine Reduzierung des eigenen Arsenals als auch ei-
ne Erhöhung der deutschen Kapazitäten. Deutsche For-
derungen nach einer Gleichstellung, so warnte Gene-
ral Maxime Weygand, Oberbefehlshaber der französi-
schen Armee, wären eine Falle: «In Wirklichkeit wird
es keine Gleichstellung geben, sondern eine sehr aus-
geprägte Überlegenheit der Deutschen – angesichts der
militärischen Kultur dieser Nation und der bereits un-
ternommenen intensiven Anstrengungen zur Vorberei-
tung der deutschen Rüstungsindustrie auf die Wieder-
bewaffnung.»56 Gab es andererseits eine Alternative zu
dem Versuch, mit Hitler eine Vereinbarung zu treffen,
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noch bevor die illegale Aufrüstung in Deutschland völ-
lig außer Kontrolle geriet? Goebbels würde später da-
mit provozieren, dass der einzig vernünftige Weg, der ei-
nem französischen Premierminister offengestanden ha-
be, darin bestanden hätte, Hitler sofort nach seinem
Amtsantritt zu stoppen und zur Rechtfertigung auf Mein
Kampf als Beweis für die aggressiven Absichten des Füh-
rers zu verweisen.57 Aber diese Überlegung basierte auf
einer ganzen Reihe von Annahmen: dass die Franzosen
Mein Kampf lesen würden, dass sie dessen Ankündigun-
gen beim Wort nehmen und bereit sein würden, bei Be-
darf die deutsche Aufrüstung mit Gewalt zu verhindern.
Wie die Dinge lagen, hatten diese Annahmen nur wenig
mit der Realität gemein.

Die erste französische Übersetzung von Mein Kampf
erschien nicht vor 1934, und dann dauerte es nur we-
nige Monate, bis Hitler einen Rechtsstreit gewann und
die Veröffentlichung zurückziehen ließ. Eine englische
Ausgabe war im Vorjahr in den Vereinigten Staaten pu-
bliziert worden. Allerdings nicht ohne die Streichung
besonders hetzerischer Passagen, darunter Hitlers For-
derung einer «Zerstörung» Frankreichs als notwendige
Voraussetzung für die deutsche Expansion in Richtung
Osten.58 Der französische Geheimdienst hatte das Origi-
nal gelesen und warnte schon 1932, Hitlers Ziel sei die
Vernichtung Frankreichs und die Herrschaft über Eu-
ropa. Aber der französische Botschafter in Berlin konn-
te sich nicht zu einer eindeutigen Aussage durchringen.
Obwohl François-Poncet, der fließend Deutsch sprach,
das Buch gelesen und erkannt hatte, dass «Hitlers Pa-
zifismus als relativ und vorübergehend betrachtet wer-
den musste und nur unter Vorbehalt bestand», war er
hin- und hergerissen, Mein Kampf als Blaupause für die
zukünftige Herrschaft Hitlers anzusehen oder es als to-
dessehnsüchtige Tirade eines noch unerfahrenen politi-
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schen Brandstifters abzutun.59 Im Großen und Ganzen
tendierte er zu Letzterem.

Für die französischen Staatsmänner war diese Debat-
te weitgehend akademisch. Nur wenige hatten das Buch
gelesen, noch weniger waren bereit, über eine militäri-
sche Lösung nachzudenken. Bekanntermaßen war dies
bereits 1923 versucht worden: Als die Deutschen in Ver-
zug mit ihren Reparationszahlungen gekommen waren,
hatte Ministerpräsident Raymond Poincaré als Reakti-
on darauf die französischen Truppen angewiesen, das
Ruhrgebiet zu besetzen. Mit dieser Aktion hatte er auf
breiter Front eine Verurteilung der französischen Hal-
tung heraufbeschworen und eher dafür gesorgt, inter-
national Sympathie für Deutschland zu wecken. Zehn
Jahre später war Deutschland keine magere, bemitlei-
denswerte Republik mehr, und Poincaré war Geschich-
te. Sein Nachfolger, Édouard Daladier, musste inner-
halb enger Grenzen arbeiten, die ihm durch ein riesiges
Budgetdefizit und die Notwendigkeit gesetzt waren, die
Unterstützung der Sozialistischen Partei weiterhin si-
cherzustellen. Einen Präventivkrieg oder ein Wettrüsten
anzustreben durfte er nicht einmal in Betracht ziehen.
Im März 1933 akzeptierte die französische Regierung
daher nur wiederwillig den britischen Plan, die Größe
von Landstreitkräften auf 200 000 Mann festzuschrei-
ben. Den Deutschen würde so erlaubt sein, die Reichs-
wehr zu verdoppeln, während die Franzosen gezwun-
gen wären, Einschnitte bei ihren Bataillonen vorzuneh-
men. So weit der MacDonald-Plan. Hitler hatte jedoch
nie die Absicht gehabt, sich von Vorgaben eines Abkom-
mens zur militärischen Stärke in die Schranken weisen
zu lassen, und das Beharren der Franzosen auf Kontrol-
len und Inspektionen war ihm eine willkommene Ausre-
de, um die Verhandlungen abzubrechen. Es folgte der
erste einer Reihe von Coups, die Hitler an verschiede-
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nen Wochenenden durchführte: Am Samstag, dem 14. 
Oktober 1933, kündigte er an, dass Deutschland sich
nicht nur aus der Abrüstungskonferenz, sondern auch
aus dem Völkerbund zurückziehen werde.

Die internationale Öffentlichkeit reagierte fassungs-
los bis aufgebracht. Die Franzosen sahen sich in ihrem
Misstrauen bestätigt, während die Briten das Gefühl hat-
ten, dass ihnen ihre Gutgläubigkeit gleichsam «um die
Ohren geflogen» sei. Ungeachtet der kindischen deut-
schen Verweigerungshaltung gab es keine Änderung in
der britischen Politik. Im Juli hatte Horace Rumbold
sein Amt als britischer Botschafter in Berlin niederge-
legt. Er war 64 Jahre alt und hatte somit das Pensions-
alter erreicht. Dennoch ist nicht ganz nachvollziehbar,
warum es die britische Regierung für ratsam hielt, mit-
ten im Galopp – eher noch mitten im Parforceritt – die
Pferde zu wechseln. Der neue Mann, Sir Eric Phipps,
war jedoch scharfsinnig und schlagfertig. Als etwa Her-
mann Göring, Reichsluftfahrtminister und zweiter Mann
in der Hierarchie der Nationalsozialisten, kurz nach
der «Nacht der langen Messer» (in der etliche hoch-
rangige Nationalsozialisten ermordet worden waren) zu
einem Abendessen zu spät kam, entschuldigte Göring
sich, indem er erklärte, er habe noch schießen müssen.
«Auf Tiere, hoffentlich», erwiderte Phipps.60 Doch trotz
der Abneigung, die Phipps gegen die Nationalsozialis-
ten hegte, schloss er sich der Einschätzung seiner Regie-
rung an, dass man keine andere Wahl habe, als zu versu-
chen, Hitler wieder an den Verhandlungstisch zu holen.
«Wir können in ihm nicht nur den Autor von Mein Kampf
sehen», schrieb er im November 1933, «denn in diesem
Fall wären wir logischerweise gezwungen, auf die Stra-
tegie eines ‹präventiven› Krieges einzuschwenken. Wir
können es uns aber auch nicht leisten, ihn zu ignorieren.
Wäre es daher nicht ratsam, schnellstens zu versuchen,
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diesen verdammt dynamischen Mann an die Kette zu le-
gen?»61

Was in Deutschland geschah, konnte unbestritten als
dynamisch bezeichnet werden, und nicht nur das Au-
ßenministerium versuchte, sich einen Reim darauf zu
machen. Im Laufe des Jahres 1933 reisten eine Reihe
von Politikern, Journalisten, Beamten und Privatperso-
nen nach Deutschland, um die Revolution selbst in Au-
genschein zu nehmen. Einer davon war der Journalist
Vernon Bartlett, der mit einem Klappkanu den Rhein, die
Mosel und die Isar hinunterpaddelte. Die Einsichten, die
er auf diesen Spritztouren gewonnen hatte, veröffent-
lichte er im Herbst 1933 unter dem Titel «Nazi-Germa-
ny explained». Bartlett, ein Liberaler und entschiedener
Pazifist, machte sich keine Illusionen über den Charak-
ter der neuen Ordnung in Deutschland und prophezeite,
dass die antijüdischen Kampagnen fortgesetzt werden
würden, da der «Glaube an die arische Rasse» zu den
wesentlichen Überzeugungen der Nazi-Führungsclique
gehöre. Bei seiner Analyse schätzte er Mein Kampf als
nicht relevant ein und war unter dem Strich der Ansicht,
dass Hitler keinen Krieg anstrebe. «Wenn ich die natio-
nalsozialistische Idee richtig verstanden habe», schrieb
Bartlett, «ist die Eroberung von Territorium nicht mehr
wichtig.»62

Zu den weiteren Besuchern gehörte der Kabinetts-
staatsekretär Sir Maurice Hankey. Als außergewöhn-
lich fleißiger und talentierter Beamter war Hankey nicht
gerade für seine Vorstellungskraft bekannt. (Das Men-
schlichste, was Major Henry Pownall, Stellvertretender
Staatssekretär beim Committee of Imperial Defence [i. 
e. Ausschuss für Verteidigungspolitik], je von ihm hör-
te, war: «Die [Weltwirtschafts-]Konferenz und das Kabi-
nett sind mir verdammt egal, ich will eine Tasse Tee,
aber schnell.»)63 Er beschloss daher, Deutschland selbst
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einen Besuch abzustatten, und nutzte dafür im August
1933 den Urlaub mit seiner Frau. Nachdem sich das Paar
einige Tagen bei Spaziergängen im Schwarzwald erholt
hatte, wurden sie Zeugen eines riesigen Fackelumzugs
von «Tausenden von Nazis, beinah alle in Uniform, mit-
samt Blaskapelle, Spielmannszug, Solotrompetern, Ge-
sang und dergleichen». Hankey war beeindruckt, vor al-
lem von der Tatsache, dass die deutsche Jugendbewe-
gung augenscheinlich «in den Nazi-Reihen aufgegangen
und fest in deren Organisation und Hierarchie eingebun-
den war». In seinem Resümee für das Kabinett kommen-
tiert er dies mit der Feststellung: «Sollte Deutschland
eine Wiederbewaffnung beabsichtigen, könne es keinen
besseren ersten Schritt geben.»64

Der gleiche Gedanke war auch einem jungen schotti-
schen Abgeordneten der Konservativen gekommen. Der
gut aussehende, talentierte und sehr selbstbewusste
Bob Boothby hatte im Alter von 24 Jahren den Sitz für
Aberdeen gewonnen, und obwohl er weder von Land-
wirtschaft noch von Fischerei etwas verstand, widmete
er sich den Themen seines Wahlkreises mit Verve. Eines
Tages, als Boothby mit seinem üblichen Eifer eine Rede
hielt, betrat Stanley Baldwin den Sitzungssaal, hielt inne
und drehte sich mit einem gemurmelten «Nicht schon
wieder Heringe!» auf dem Absatz um.65 Boothby war be-
kannt für seine Reisen, allein Deutschland besuchte er
zwischen 1925 und 1933 jährlich und pilgerte dabei oft
zu den Bayreuther Wagner-Festspielen. Im Januar 1932
hielt er in Berlin einige Vorträge zur Wirtschaftskrise,
als Hitler, zu dem Zeitpunkt noch einige Schritte von der
Kanzlerschaft entfernt, ihn um einen Besuch bat. Boo-
thby wurde in einen Raum im Grand Hotel Esplanade
geführt, wo «eine Randfigur, nicht gerade groß gewach-
sen und dunkel gekleidet, mit einem kleinen Schnurr-
bart und klaren blauen Augen» aufsprang, die Hacken
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zusammenschlug, den Arm hob und «Hitler!» rief. Der
schlagfertige Abgeordnete überlegte nicht lange, schlug
ebenfalls die Absätze zusammen, grüßte und rief: «Boo-
thby!»66 In der sich anschließenden Unterhaltung kam
Boothby auf die Situation der Juden zu sprechen und er-
hielt von Hitler in schneidendem Ton die Zusicherung:
«Es wird keine Pogrome geben.» Als er jedoch im folgen-
den Jahr nach Deutschland zurückkehrte, entdeckte er
beunruhigenderweise schon am Ortseingang mancher
Städte Schilder mit der Aufschrift «Für Juden verboten»,
überall prangten Hakenkreuze und «Bayreuth, ein Zerr-
bild seiner selbst, hatte sich in einen Nazi-Schrein ver-
wandelt».67 Er verließ Deutschland in der Überzeugung,
dass sich das Land auf den Krieg vorbereite, eine War-
nung, die er zunächst im Oktober 1933 vor seinen Wäh-
lern in Aberdeen äußerte und danach mehrfach wieder-
holte. Deutschland befinde sich unter dem Einfluss von
etwas, für das es keinen besseren Begriff als «Kriegsfie-
ber» gebe, erklärte er. Es werde nicht mehr lange dau-
ern, bis ein wiederbewaffnetes Deutschland eine Bedro-
hung für den Frieden in Europa darstellen werde. Unter
diesen Umständen sei es unerlässlich, dass Großbritan-
nien unverzüglich die Streitkräfte aufbaue, die es zum
Schutz des eigenen Territoriums und zur Durchführung
seiner Außenpolitik benötige.68 Boothby war mit dieser
Schlussfolgerung nicht allein. Obwohl er seit der Macht-
übernahme durch die Nationalsozialisten nicht mehr in
Deutschland gewesen war, gab es einen anderen, weit-
aus bekannteren und eloquenteren Politiker, der eben-
falls überzeugt war, dass NS-Deutschland Gefahr bedeu-
te und dass Großbritannien nicht ausreichend auf diese
neue Bedrohung vorbereitet sei. Aber während Booth-
bys politischer Stern in neue Höhen emporstieg, war die
Karriere dieses Mannes ins Stocken geraten.

[...]
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